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die von diesen bestellten Vertrauensmänner befugt. Zu die­
sem Zweck können sie die Geschäftsräume des Veranstalters 
während der Geschäftszeiten betreten. Die Einsicht in die 
Akten und die Anfertigung von Abschriften oder Ablichtun­
gen ist jedem gestattet.

(5) Auf Unterlassung der Ankündigung oder Durchführung 
des gesamten Räumungsverkaufs kann in Anspruch genom­
men werden, wer

1. den Absätzen 1 bis 4 zuwiderhandelt,
2. nur für den Räumungsverkauf beschaffte Waren zum 

Verkauf stellt (Vor- und Nachschieben von Waren).
(6) Auf Unterlassung kann ferner in Anspruch genommen 

werden, wer
1. den Anlaß für den Räumungsverkauf mißbräuchlich her­

beigeführt hat oder ih anderer Weise von den Möglichkei­
ten eines Räumungsverkaufs mißbräuchlich Gebrauch 
macht,

2. mittelbar oder unmittelbar den Geschäftsbetrieb, dessen 
Aufgabe angekündigt worden war, fortsetzt oder als Ver­
anstalter des Räumungsverkaufs vor Ablauf von zwei 
Jahren am selben Ort oder in benachbarten Gemeinden 
einen Handel mit den davon betroffenen Warengattungen 
aufnimmt, es sei denn, daß besondere Umstände vorlie­
gen, die die Fortsetzung oder Aufnahme rechtfertigen,

3. im Falle eines Räumungsverkaufs nach Absatz 1 Nr. 2 vor 
der vollständigen Beendigung der angezeigten Baumaß­
nahme auf der davon betroffenen Verkaufsfläche einen 
Handel fortsetzt.

§§ 9, 10 und 11 
aufgehoben

§ 12

(1) Wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe­
werbs einem Angestellten oder Beauftragten eines geschäft­
lichen Betriebes einen Vorteil als Gegenleistung dafür an­
bietet, verspricht oder gewährt, daß er ihn oder einen Dritten 
bei dem Bezug von Waren oder gewerblichen Leistungen in 
unlauterer Weise bevorzuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird ein Angestellter oder Beauftragter eines 
geschäftlichen Betriebes bestraft, der im geschäftlichen Ver­
kehr einen Vorteil als Gegenleistung dafür fordert, sich ver­
sprechen läßt oder annimmt, daß er einen anderen bei dem 
Bezug von Waren oder gewerblichen Leistungen im Wettbe­
werb in unlauterer Weise bevorzuge.

§ 13
(1) Wer den §§ 4, 6, 6 c, 12 zuwiderhandelt, kann auf Unter­

lassung in Anspruch genommen werden.
(2) In den Fällen der §§ 1, 3, 4, 6 bis 6 e, 7, 8 kann der An­

spruch auf Unterlassung geltend gemacht werden
1. von Gewerbetreibenden, die Waren oder gewerbliche Lei­

stungen gleicher oder verwandter Art vertreiben,
2. von rechtsfähigen Verbänden zur Förderung gewerblicher 

Interessen,
3. von rechtsfähigen Verbänden, zu deren satzungsgemäßen 

Aufgaben es gehört, die Interessen der Verbraucher durch 
Aufklärung und Beratung wahrzunehmen. Im Falle des 
§ 1 können diese Verbände den Anspruch auf Unterlas­
sung nur geltend machen, soweit der Anspruch eine Hand­
lung betrifft, durch die wesentliche Belange der Verbrau­
cher berührt werden.

4. von den Industrie- und Handelskammern oder den Hand­
werkskammern.

(3) Im Falle des § 12 kan der Anspruch auf Unterlassung nur 
von den in Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 genannten Gewerbetrei­
benden, Verbänden und Kammern geltend gemacht werden.

(4) Werden in den in den Absätzen 2 und 3 genannten Fäl­
len die Zuwiderhandlungen in einem geschäftlichen Betrieb 
von einem Angestellten oder Beauftragten begangen, so ist der

Unterlassungsanspruch auch gegen den Inhaber des Betriebs 
begründet.

(5) Der Anspruch auf Unterlassung kann nicht geltend ge­
macht werden, wenn die Geltendmachung unter Berücksichti­
gung der gesamten Umstände mißbräuchlich ist, insbesondere 
wenn sie vorwiegend dazu dient, gegen den Zuwiderhandeln­
den einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen oder 
Kosten der Rechtsverfolgung entstehen zu lassen.

(6) Zum Ersatz des durch die Zuwiderhandlung entstehen­
den Schadens ist verpflichtet:

1. wer im Falle des § 3 wußte oder wissen mußte, daß die 
von ihm gemachten Angaben irreführend sind. Gegen Re­
dakteure, Verleger, Drucker oder Verbreiter von periodi­
schen Druckschriften kann der Anspruch auf Schadens­
ersatz nur geltend gemacht werden, wenn sie wußten, daß 
die von ihnen gemachten Angaben irreführend waren;

2. wer den §§ 6 bis 6e, 7, 8, 12 vorsätzlich oder fahrlässig zu­
widerhandelt.

§ 13a
(1) Ist der Abnehmer durch eine unwahre und zur Irrefüh­

rung geeignete Werbeangabe im Sinne von §4, die für den 
Personenkreis, an den sie sich richtet, für den Abschluß von 
Verträgen wesentlich ist, zur Abnahme bestimmt worden, so 
kann er von dem Vertrag zurücktreten. Geht die Werbung mit 
der Angabe von einem Dritten aus, so steht dem Abnehmer 
das Rücktrittsrecht nur dann zu, wenn der andere Vertrags­
teil die Unwahrheit der Angabe und ihre Eignung zur Irre­
führung kannte oder kennen mußte oder sich die Werbung mit 
dieser Angabe durch eigene Maßnahmen zu eigen gemacht 
hat.

(2) Der Rücktritt muß dem anderen Vertragsteil gegenüber 
unverzüglich erklärt werden, nachdem der Abnehmer von 
den Umständen Kenntnis erlangt hat, die sein Rücktrittsrecht 
begründen. Das Rücktrittsrecht erlischt, wenn der Rücktritt 
nicht vor dem Ablauf von sechs Monaten nach dem Abschluß 
des Vertrags erklärt wird. Es kann nicht im voraus abbedun­
gen werden.

(3) Die Folgen des Rücktritts bestimmen sich bei beweg­
lichen Sachen nach § ld Abs. 1, 3, 4 und 5 des Gesetzes betref­
fend die Abzahlungsgeschäfte. Die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. Geht die Wer­
bung von einem Dritten aus, so trägt im Verhältnis zwischen 
dem anderen Vertragsteil und dem Dritten dieser den durch 
den Rücktritt des Abnehmers entstandenen Schaden allein, 
es sei denn, daß der andere Vertragsteil die Zuwiderhandlung 
kannte.

§14
(1) Wer zu Zwecken des Wettbewerbes über das Erwerbs­

geschäft eines anderen, über die Person des Inhabers oder 
Leiters des Geschäfts, über die Waren oder gewerblichen 
Leistungen eines anderen Tatsachen behauptet oder verbrei­
tet, die geeignet sind, den Betrieb des Geschäfts oder den Kre­
dit des Inhabers zu schädigen, ist, sofern die Tatsachen nicht 
erweislich wahr sind, dem Verletzten zum Ersätze des ent­
standenen Schadens verpflichtet. Der Verletzte kann auch den 
Anspruch geltend machen, daß die Behauptung oder Verbrei­
tung der Tatsachen unterbleibe.

(2) Handelt es sich um vertrauliche Mitteilungen und hat 
der Mitteilende oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein 
berechtigtes Interesse, so ist der Anspruch auf Unterlassung 
nur zulässig, wenn die Tatsachen der Wahrheit zuwider be­
hauptet oder verbreitet sind. Der Anspruch auf Schadensersatz 
kann nur geltend gemacht werden, wenn der Mitteilende die 
Unrichtigkeit der Tatsachen kannte oder kennen mußte.

(3) Die Vorschrift des § 13 Abs. 4 findet entsprechende An­
wendung.

§ 15
(1) Wer wider bess i Wissen über das Erwerbsgeschäft 

eines anderen, über d Person des Inhabers oder Leiters des 
Geschäfts, über die Waren oder gewerblichen Leistungen eines 
anderen Tatsachen der Wahrheit zuwider behauptet oder ver-


